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18. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in
Strafsachen

19. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Geltendmachung von Unter-
haltsansprüchen im Ausland

20. Kundmachung: Geltungsbereich der Multilateralen Vereinbarung M89 gemäß Rn. 10 602 des
ADR betreffend die Beförderung von explosiven Stoffen und Gegenständen der
Klasse 1

21. Kundmachung: Geltungsbereich der Multilateralen Sondervereinbarung (RID 3/99) gemäß
Artikel 5 § 2 CIM und Artikel 6 Abs. 12 der Richtlinie 96/49/EG über die Be-
förderung diagnostischer Proben

18. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Georgien am 13. Oktober 1999 seine
Ratifikationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl.
Nr. 41/1969, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 181/1999) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Georgien nachstehende Vorbehalte erklärt
bzw. Erklärungen abgegeben:

Art. 2:

Rechtshilfe kann abgelehnt werden,
a) wenn ein Strafverfahren in Georgien wegen jener strafbaren Handlung eingeleitet worden ist, für

die um Rechtshilfe ersucht wird;
b) wenn die strafbare Handlung, hinsichtlich derer um Rechtshilfe ersucht wird, bereits durch ein

Gericht beurteilt wurde und das Urteil in Rechtskraft erwachsen ist.

Art. 5:

Georgien behält sich das Recht vor, die Erledigung von Rechtshilfeersuchen um Durchsuchung oder
Beschlagnahme von Eigentum von den in lit. a, b und c des Art. 5 festgelegten Bedingungen abhängig zu
machen.

Art. 15 (6):

Wie in Art. 15 Abs. 6 vorgesehen, müssen Abschriften von Rechtshilfeersuchen dem Justiz-
ministerium von Georgien übermittelt werden.

Art. 16 (2):

Ersuchen um Rechtshilfe und die angeschlossenen Schriftstücke müssen in englischer oder russischer
Sprache verfügbar sein.

Art. 24:

Für die Zwecke des gegenständlichen Übereinkommens betrachtet Georgien als „Justizbehörden“:
– das Verfassungsgericht
– die Gerichte mit gewöhnlicher Zuständigkeit
– die Generalstaatsanwaltschaft.
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19. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen im Ausland

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen hat Kolumbien am 10. November
1999 seine Ratifikationsurkunde zum Übereinkommen über die Geltendmachung von Unterhaltsan-
sprüchen im Ausland (BGBl. Nr. 316/1969, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 77/
1997) hinterlegt.
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20. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multilateralen
Vereinbarung M89 gemäß Rn. 10 602 des ADR betreffend die Beförderung von explosiven
Stoffen und Gegenständen der Klasse 1

Die Multilaterale Vereinbarung M89 gemäß Rn. 10 602 des ADR betreffend die Beförderung von
explosiven Stoffen und Gegenständen der Klasse 1 (BGBl. III Nr. 198/1999, letzte Kundmachung des
Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 246/1999) wurde von Deutschland am 9. Dezember 1999 unterzeichnet.
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21. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multilateralen
Sondervereinbarung (RID 3/99) gemäß Artikel 5 § 2 CIM und Artikel 6 Abs. 12 der
Richtlinie 96/49/EG über die Beförderung diagnostischer Proben

Die Multilaterale Sondervereinbarung (RID 3/99) gemäß Artikel 5 § 2 CIM und Artikel 6 Abs. 12
der Richtlinie 96/49/EG über die Beförderung diagnostischer Proben (BGBl. III Nr. 201/1999, letzte
Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 231/1999) wurde von Slowenien am 14. Dezember
1999 unterzeichnet.
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